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Sehr geehrte Damen und Herren,

für den Monat Januar 2011 haben wir einige Entscheidungen ausgewählt, 
die Sie interessieren könnten oder möglicherweise sogar betreffen. 
Zum Beispiel:

Unternehmer, die die Privatnutzung ihres betrieblich genutzten Kraftfahrzeugs 
nach der sogenannten 1 %-Regelung ermitteln, müssen auch den pauschalen 
Abschlag für nicht mit Vorsteuer belastete Aufwendungen ansetzen. Der Ansatz 
der tatsächlichen Kosten ist nur möglich, wenn ein Fahrtenbuch geführt wird.

Der Gesetzgeber hat den Abzug von Verpfl egungsmehraufwendungen auf 
einen Zeitraum von drei Monaten beschränkt. Der Bundesfi nanzhof hält diese 
Typisierung für verfassungsgemäß.

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Blitzlicht-Ausgabe oder zu anderen 
Themen? Bitte sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gern.
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Unternehmer/Beteiligungen

Zeitpunkt der Gewinnrealisierung 
für ausscheidenden Mitunternehmer 
einer Mitunternehmerschaft mit 
abweichendem Wirtschaftsjahr
Gewerbetreibende mit einem vom Ka-
lenderjahr abweichenden Wirtschafts-
jahr haben ihren Gewinn in dem Ka-
lenderjahr zu versteuern, in dem ihr 
Wirtschaftsjahr endet. Das gilt auch 
für gewerblich tätige Mitunternehmer-
schaften, hat aber keine Bedeutung 
für im Laufe des Wirtschaftsjahrs aus- 
scheidende Mitunternehmer. Deren Ge- 
winn ist im Jahr ihres Ausscheidens 
aus der Gesellschaft zu erfassen.
 Das Wirtschaftsjahr einer Mitunter-
nehmerschaft bleibt im Fall des zwi-
schenzeitlichen Ausscheidens eines 
Gesellschafters unverändert bestehen. 
Es entsteht kein Rumpfwirtschaftsjahr. 

Termine Steuern / Sozialversicherung Januar / Februar 2011

Steuerart Fälligkeit

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.01.2011 1 10.02.2011 2

Umsatzsteuer 10.01.2011 3 10.02.2011 4 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung 5 Entfällt 10.02.2011  

Ende der Schonfrist Überweisung 6 
obiger Steuerarten  
bei Zahlung durch: Scheck 7

13.01.2011 14.02.2011

07.01.2011 07.02.2011

Gewerbesteuer Entfällt 15.02.2011

Grundsteuer Entfällt 15.02.2011

Ende der Schonfrist Überweisung 5 
obiger Steuerarten  
bei Zahlung durch: Scheck 7

Entfällt 18.02.2011

Entfällt 11.02.2011

Sozialversicherung 8 27.01.2011 24.02.2011

Kapitalertragsteuer,
Solidaritätszuschlag

Seit dem 01.01.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie 
der darauf entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich 
mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den An­
teilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für 
das abgelaufene Kalendervierteljahr; bei Jahreszahlern  
für das abgelaufene Kalenderjahr.

2 Für den abgelaufenen Monat.
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung 

für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern  
(ohne Dauerfristverlängerung) für das vorangegangene 
Kalendervierteljahr.

4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung 
für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit  
Dauerfristverlängerung für das vorangegangene Kalender­
vierteljahr.

5 Vgl. Information „Dauerfristverlängerung für Umsatz­
steuer­Vorauszahlungen“.

6 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmel­
dungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem An­
meldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stich­
tag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen wer­
den keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung 
muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

7 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 
 Einzugsermächtigung erteilt werden.

8 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumnis­
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschrift­
verfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. 
am 25.01./22.02.2011) an die jeweilige Einzugsstelle über­
mittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn­ und Gehaltsdaten 
etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf­
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn 
die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.



Etwas anderes gilt nur, wenn die Ge-
sellschaft selbst aufgelöst wird. Für 
den ausscheidenden Mitunternehmer 
endet demgegenüber der Gewinner-
mittlungszeitraum mit seinem Aus-
scheiden. Dies gilt unabhängig von der 
Frage, ob Einzelheiten der Gewinner-
mittlung erst nach seinem Ausschei-
den vereinbart werden.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Bei der Berechnung nichtabzugs-
fähiger Schuldzinsen sind auch 
Überentnahmen der Vorjahre zu 
berücksichtigen
Sind in den Betriebsausgaben von Per-
sonenunternehmen Schuldzinsen ent-
halten, die nicht auf Investitionen beru-
hen, sind diese in Höhe von 6 % der 
sog. Überentnahmen steuerlich nicht 
abzugsfähig. Dabei kann ein Freibetrag 
von 2.050 € abgezogen werden. Eine 
Überentnahme ergibt sich, wenn die 
Entnahmen höher als die Summe des 
Gewinns und der Einlagen in einem 
Wirtschaftsjahr sind. Zu den Überent-
nahmen gehören auch solche aus den 
Vorjahren. Auf die Summe aller Über-
entnahmen ist der Zinssatz von 6 % 
anzuwenden.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Darlehen zum Erwerb eines  
GmbH-Anteils unterliegt Vorschrif-
ten für Verbraucherdarlehen
Die Aufnahme eines Darlehens zum 
Erwerb der Gesellschaftsanteile einer 
GmbH durch deren späteren Alleinge-
sellschafter und Geschäftsführer stellt 
keine gewerbliche Tätigkeit dar; viel-

mehr wird der Darlehensnehmer in sol - 
chen Fällen als Verbraucher tätig. Die 
Verjährung der Ansprüche der kredit-
gebenden Bank – nach drei Jahren mit 
Schluss des Jahres, in dem der An-
spruch entstanden ist – ist deshalb bis 
zur gerichtlichen Geltendmachung, ma-
ximal für bis zu zehn Jahre gehemmt.
(Quelle: Urteil des Oberlandesgerichts 
Celle)

Umsatzsteuer

Die 1 %-Regelung zur Ermittlung 
der Umsatzsteuer auf die nicht-
unternehmerische Nutzung eines 
Fahrzeugs kann nur einheitlich in 
Anspruch genommen werden
Nutzt ein Unternehmer ein betriebli-
ches Fahrzeug auch für Privatfahrten, 
ist diese Privatnutzung umsatzsteuer-
pflichtig. Die Umsatzsteuer kann in  
einem vereinfachten Verfahren nach der 
sog. 1 %-Regelung ermittelt werden. 
Danach ist Bemessungsgrundlage 1 % 
des Bruttolistenpreises des betreffen-
den Neuwagenpreises pro Monat. Von 
diesem Wert ist für die nicht mit Vor-
steuern belasteten Kosten ein pauscha-
ler Abschlag von 20 % vorzunehmen.

Beispiel
Bruttolistenpreis des betreffenden 
Neufahrzeugs 50.000 €
 1 % pro Monat sind 500 €, 
jährlich also 12 x 500 € = 6.000 €.  
Die umsatzsteuerliche Bemessungs-
grundlage beträgt nach einem Ab-
schlag von 20 % somit 4.800 €. Die 
Umsatzsteuer auf die Privatnutzung 
beträgt 19 % = 912 €.

 

Nach Auffassung des Bundesfinanz-
hofs kann der Unternehmer die Verein-
fachungsregelung nur insgesamt oder 
gar nicht in Anspruch nehmen. Er kann 
nicht den Wert der Nutzungsentnahme 
nach der 1 %-Regelung ermitteln und 
den prozentualen Abschlag für die nicht 
mit Vorsteuern belasteten Kosten an-
hand der tatsächlichen Kosten ermitteln, 
wenn dies zu einem höheren Abschlag 
führen würde. Will der Unternehmer 
von der Vereinfachungsregelung keinen  

Gebrauch machen, muss er den Anteil 
der Privatfahrten anhand eines Fahr-
tenbuchs ermitteln oder anhand seiner 
betrieblichen Verhältnisse schätzen.

Dauerfristverlängerung für Umsatz-
steuer 2011 beantragen
Auf Grund der Abschaffung der soge-
nannten Abgabe-Schonfrist für Um-
satz steuer-Voranmeldungen sowie der 
Verpflichtung, die Anmeldungen elek-
tronisch zu übertragen, bietet sich ein 
Antrag auf Fristverlängerung ab 2011 
auch für diejenigen an, die ihre Voran-
meldungen bisher monatlich oder vier-
teljährlich abgegeben haben.
 Voranmeldungszeitraum für die Um- 
satzsteuer ist
 � das Kalendervierteljahr,
 � der Kalendermonat, wenn die Steuer 

(Summe der Vorauszahlungen) des Jah-
res 2010 mehr als 7.500 € betragen hat.
 Hat die Steuer im Vorjahr nicht 
mehr als 1.000 € betragen, kann das 
Finanzamt den Unternehmer von der 
Abgabe von Voranmeldungen und von 
der Entrichtung von Vorauszahlungen 
befreien.
 Wenn sich im Jahr 2010 ein Vor- 
steuer-Überschuss von mehr als 7.500 € 
ergeben hat, kann durch Abgabe der 
Voranmeldung Januar 2011 oder eines 
Antrags auf Dauerfristverlängerung für 
2011 bis zum 10.02.2011 der monat-
liche Voranmeldungszeitraum beibehal-
ten werden.
 Unternehmer, die ihre Umsatzsteuer - 
voranmeldungen monatlich abgeben, 
kön nen Fristverlängerung für 2011 in 
Anspruch nehmen, wenn sie bis zum 
10.2.2011 einen Antrag beim Finanz-
amt stellen. Voranmeldungen und Vor-
auszahlungen sind dann jeweils einen 
Monat später fällig.
 Die Fristverlängerung ist davon ab-
hängig, dass eine Sondervorauszahlung 
in Höhe eines Elftels der Summe der 
Vorauszahlungen für 2010 angemeldet 
und bis zum 10.02.2011 geleistet wird. 
Diese Sondervorauszahlung wird auf 
die am 10.02.2012 fällige Vorauszah-
lung für Dezember 2011 angerechnet. 
Ob das so bleibt, ist abzuwarten.
 Dies hat zur Folge, dass die o. a. 
Anmeldungen ab Voranmeldungszeit-



raum Januar 2011 grundsätzlich bis zum 
10. des dem Anmeldungszeitpunkt fol-
genden Monats abgegeben werden 
müssen. Fällt der 10. auf einen Sams-
tag, Sonntag oder Feiertag, ist der 
nächste Werktag der Stichtag.
 Vierteljahreszahler müssen keine  
Sondervorauszahlung entrichten. Für 
sie gilt die für ein Kalenderjahr geneh-
migte Fristverlängerung auch für die 
folgenden Kalenderjahre weiter, wenn 
sich die Verhältnisse nicht geändert 
haben. Ein erstmaliger Antrag ist in 
diesen Fällen bis zum 11.04.2011 zu 
stellen.
 Ein einmal gestellter und genehmig-
ter Antrag gilt so lange fort, bis der Un-
ternehmer den Antrag zurücknimmt 
oder das Finanzamt die Fristverlänge-
rung widerruft.
 Für Unternehmer, die ihre berufliche 
oder gewerbliche Tätigkeit neu begrün-
den, ist im Jahr der Aufnahme der 
Tätigkeit und im folgenden Jahr grund-
sätzlich der Kalendermonat Voranmel-
dungszeitraum.

Arbeitgeber/Arbeitnehmer

Kündigungsschutz: Klagefrist bei 
befristetem Arbeitsverhältnis ohne 
Kündigungsvorbehalt
Wenn ein Arbeitsverhältnis befristet ist 
und keine Kündigungsmöglichkeit vor-
sieht, ist eine ordentliche Kündigung 
normalerweise ausgeschlossen. Kün-
digt der Arbeitgeber trotzdem, muss 
sich der Arbeitnehmer innerhalb der 
dreiwöchigen Kündigungsfrist des § 4 
KSchG dagegen wehren. Sonst verfällt 
sein Rechtsschutz.
 So geschah es einem Arbeitneh- 
mer, dessen Arbeitsverhältnis bis zum 
30. April 2008 befristet war. Sein Ar-
beitgeber kündigte das Arbeitsverhält-
nis mit einer Frist von sechs Werktagen 
zum 29. März 2008. Der Arbeitneh-
mer bot zwar seine Arbeitskraft bis 
zum 30. April 2008 an, erhob aber 
keine Kündigungsschutzklage. Später 
verlang te er für die Zeit vom 30. März 
bis zum 30. April 2008 Bezahlung von 
dem Arbeitgeber. Er machte geltend, 
die Nichteinhaltung der Kündigungs-

frist könne er auch nach Ablauf von drei 
Wochen noch geltend machen.
 Dem hat jetzt das Bundesarbeits-
gericht in letzter Instanz widerspro-
chen und damit Entgeltansprüche für 
die fragliche Zeit verneint. Die dreiwö-
chige Klagefrist sei auch dann einzuhal-
ten, wenn die ordentliche Kündigung 
rechtswidrig ist, weil der befristete Ver-
trag weder die Möglichkeit vorsieht, 
das Arbeitsverhältnis ordentlich zu kün-
digen noch die Anwendbarkeit eines 
Tarifvertrages vereinbart ist, der ein sol - 
ches Kündigungsrecht enthält. Dies er-
gebe sich aus dem Wortlaut und der 
Entstehungsgeschichte des Gesetzes. 
Der Gesetzgeber habe im Interesse ei-
ner raschen Klärung der Frage, ob eine 
Kündigung das Arbeitsverhältnis been-
det hat oder nicht, für die Geltendma-
chung aller Unwirksamkeitsgründe eine 
einheitliche Klagefrist von drei Wochen 
vorgesehen. Entgegen der Auffassung 
des Arbeitnehmers handele es sich 
vor liegend auch nicht nur um einen 
Streit um die Dauer der Kündigungs-
frist. Vielmehr mache er geltend, dass 
die Kündigung des befristeten Arbeits-
verhältnisses als solche unwirksam sei.
 Im Ergebnis müssen Arbeitnehmer 
darauf achten, auch in Fällen der be-
schriebenen Art rechtzeitig Kündi-
gungsschutzklage zu erheben, wenn 
sie keine Rechtsverluste hinnehmen 
wollen.

Kein Anspruch auf Pauschalen  
für Übernachtungen im Ausland 
bei vollständiger Übernahme der 
Kosten durch Arbeitgeber
Sind bei Übernachtungen eines Arbeit-
nehmers im Ausland die tatsächlichen 
Kosten niedriger als die Übernach-
tungspauschalen nach den Lohnsteuer-
Richtlinien, können die Differenzbeträ-
ge nicht als Werbungskosten geltend 
gemacht werden, wenn der Arbeitge-
ber die tatsächlichen Kosten in voller 
Höhe erstattet.
 Der Bundesfinanzhof weist darauf 
hin, dass der Arbeitnehmer in solchen 
Fällen gar nicht belastet sei und der An-
satz von Pauschalen zu einer unzutref-
fenden Besteuerung führen würde.

Zeitliche Begrenzung des 
Abzugs von Verpflegungsmehr-
aufwendungen bei doppelter 
Haushaltsführung verfassungs-
gemäß
Das Gesetz lässt im Rahmen einer  
doppelten Haushaltsführung den Ab - 
zug von Verpflegungsmehraufwen-
dungen für jeden Tag der Abwesen-
heit vom eigenen Hausstand zu, 
weil die Mehraufwendungen bei Be - 
köstigung nur in einem Haushalt 
nicht anfallen würden. Allerdings ist 
die Abzugsfähigkeit auf einen Zeit-
raum von drei Monaten beschränkt.
 Diese Beschränkung sieht der 
Bundesfinanzhof als verfassungs-
gemäß an. Der Gesetzgeber habe 
typisierend unterstellt, dass nach 
einem Zeitraum von drei Monaten 
eine Verpflegungssituation vorzu fin - 
den sei, die keinen beruflich veran-
lassten Mehraufwand mehr nach 
sich ziehe. Aufgrund dieser im Ge - 
staltungsermessen liegenden Typi-
sierung einer Übergangszeit scheide 
ein Verstoß gegen den allgemeinen 
Gleichheitssatz aus.

Ehegatten

Steuerfalle bei der Übertragung des 
selbst genutzten Einfamilienhauses 
auf den Ehepartner
Der Ehemann war Eigentümer des von 
ihm und seiner Ehefrau zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten Einfamilien-
hauses. Er übertrug dieses Grundstück 
gegen Zahlung einer lebenslangen 
Rente auf seine Ehefrau. Im Rahmen 
der Einkommensteuerveranlagung be-
antragten die Eheleute den Abzug des 
Ertragsanteils der von der Ehefrau an 
ihren Ehemann geleisteten Renten-
zahlungen als Sonderausgaben. Das 
Finanzamt lehnte nicht nur den Sonder-
ausgabenabzug ab, sondern ver steu-
erte  auch noch den Ertragsanteil der 
von der Ehefrau gezahlten Rente als 
Einnahme aus wiederkehrenden Leis-
tungen des Ehemanns. Der Bundesfi-
nanzhof bestätigte die Richtigkeit der 
Sichtweise des Finanzamts.
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meinschaft muss auf Grund äußerer 
Umstände erkennbar sein. Nur die An-
kündigung einer Trennung alleine ge-
nügt nicht. Dies macht der nachfolgend 
geschilderte Fall deutlich:
 Ein Ehepaar lebte bis Dezember 
2000 in einer gemeinsamen Wohnung. 
Anfang Dezember trat der Ehemann 
eine Kur an. Seine Frau hatte ihm noch 
vor Kurantritt mitgeteilt, dass sie sich 
von ihm trennen wolle. Die Kur war im 
 Januar 2001 beendet. Der Ehemann 
holte nach seiner Rückkehr den größ-
ten Teil seiner persönlichen Gegen-
stände in der ehelichen Wohnung ab 
und bezog eine andere Wohnung.
 Es stellte sich hier die Frage, ob für 
2001 die Voraussetzungen für eine Zu-
sammenveranlagung vorlagen. Dies ist 
zu bejahen, weil die Trennung erst im 
Januar 2001 vollzogen wurde, die Kur-
Abwesenheit des Ehemannes war in 
dem Zusammenhang nicht ausschlag-
gebend.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Bei erstmaliger Wahl der getrennten 
Veranlagung nach Ergehen  
eines Änderungsbescheides kann 
Gestaltungsmissbrauch vorliegen
Ehegatten, die beide unbeschränkt ein - 
kommensteuerpflichtig sind und nicht 
dauernd getrennt leben, können zwi-
schen Zusammenveranlagung und ge- 
trennter Veranlagung wählen. Die  
besondere Veranlagung ist für den Ver-
anlagungszeitraum der Eheschließung 
möglich. Das Veranlagungswahlrecht 
kann bis zur Unanfechtbarkeit eines Ein- 
kommensteuerbescheides (auch Än- 
derungsbescheides) ausgeübt werden. 
Eine einmal getroffene Wahl der Veran-
lagungsart kann bis zur Unanfechtbar- 
keit des Bescheides widerrufen werden. 
Es sei denn, es liegt eine rechtsmiss-
bräuchliche oder willkürliche Antrag-
stellung vor.
 Wird mit der Wahl der getrennten 
Veranlagung ausschließlich das Ziel ver - 
folgt, die Anrechnung der hälftigen 
von den Eheleuten geleisteten Steuer- 
zahlungen zu erreichen und um gleich-
zeitig die Erhebung der auf den ver-
storbenen Ehepartner entfallenden 
Steuer bei den Erben durch Haftungs-

beschränkung zu vermeiden, liegt nach 
einem Urteil des Finanzgerichts Baden-
Württemberg Gestaltungsmissbrauch 
vor.
 Im Urteilsfall hatte der die getrenn-
te Veranlagung beantragende Ehegatte 
zuvor als Erbe das Nachlasskonkurs-
verfahren über das Vermögen des an-
deren Ehegatten beantragt. Die sich 
durch die getrennte Veranlagung erge-
bende Nachzahlung des verstorbenen 
Ehegatten wäre vom Finanzamt nicht 
realisierbar gewesen.
 Der Bundesfinanzhof muss ab-
schließend entscheiden.

Hinweis
Gestaltungsmissbrauch liegt grund-
sätzlich vor, wenn eine unangemes-
sene Gestaltung gewählt wird, die 
im Vergleich zu einer angemesse-
nen Gestaltung zu einem gesetzlich 
nicht vorgesehenen Steuervorteil 
führt und durch beachtliche außer-
steuerliche Gründe nicht gerecht-
fertigt werden kann.

 Werden im Zuge einer privaten Ver - 
mögensumschichtung gleichbleibende  
wiederkehrende Zahlungen als Gegen-
leistung vereinbart, ist der darin ent-
haltene Ertragsanteil nicht als Son-
derausgabe abzugsfähig. Gleiches gilt 
für Unterhaltsleistungen oder private 
Unter haltsrenten.

 Abzugsfähig sind lediglich auf be-
sonderen Verpflichtungsgründen beru-
hende Renten und dauernde Lasten, 
die nicht mit Einkünften in einem wirt-
schaftlichen Zusammenhang stehen. 
Sonst würde es sich dem Grunde nach 
um Betriebsausgaben oder Werbungs-
kosten handeln. Die Aufwendungen 
müssen außerdem zu einer wirtschaft-
lichen Belastung bei der die Rente oder 
dauernde Last zahlenden Person füh-
ren, dürfen aber nicht den Charakter 
einer Gegenleistung haben.
 Zu den Einkünften aus wiederkeh-
renden Bezügen gehören auch die Er-
tragsanteile einer Veräußerungsrente. 
Bei dieser Vertragsart ist der Kaufpreis 
in einen Tilgungs- und einen Zinsanteil 
zu zerlegen. Der Ertragsanteil unter-
liegt der Besteuerung. Dies erfolgt un-
abhängig von der Frage, ob der Betrag 
beim Zahlenden steuerlich geltend ge-
macht werden kann.

Voraussetzung für eine Zusammen-
veranlagung bei Beendigung der 
ehelichen Lebensgemeinschaft
Für eine Zusammenveranlagung von 
Ehegatten ist Voraussetzung, dass 
diese nicht dauernd getrennt leben. 
Ein Ende dieser ehelichen Lebensge-


